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Erfolg und Handlung

Juan Pablo Mañalich R.

Die Form ist die Möglichkeit der Struktur.
(Wittgenstein, Tractatus logico-philosophicus, 2.033)

Unser Jubilar hat eine grundlegende Klarstellung des Begriffs des Erfolgs
als Kategorie der sog. Erfolgsdelikte angeboten, und zwar anhand des In-
strumentariums der analytischen Normen- und Handlungstheorie.1 In sei-
ner spezifischen Behandlung der Kausalitätsfeststellung bezüglich der Fälle
von Risikoerhöhung und -verringerung hat er auch eine fundamentale
Analyse des Problems der Individuation des jeweiligen Erfolgs für die ge-
naue Darstellung seiner kausalen Erklärung geliefert.2 Ziel dieses Beitrags
ist es, die zwischen beiden Problemebereichen bestehende Verbindung zu
analysieren, um einige ihrer Folgerungen explizit zu machen.

Die Struktur „erfolgsbezogener“ Handlungen

Bei sog. „reinen Erfolgsdelikten“ wird der Handlungstyp, dessen Exempli-
fizierung bzw. fehlende Exemplifizierung jeweils tatbestandsmäßig ist,
durch eine erfolgsbezogene Deskription bestimmt. Diese Deskription spe-
zifiziert einen Zustand, dessen Herbeiführung, Zerstörung, Aufrechterhal-
tung oder Verhinderung den Erfolg jeder konkreten Handlung ausmacht,
die den betreffenden Handlungstyp exemplifiziert. So gesehen aber ist der
jeweilige Erfolg kein Bestandteil einer solchen Handlung,3 sondern er
macht die sprachliche Bezugnahme auf den entsprechenden Erfolgstyp

I.

1 Insbesondere hierzu Kindhäuser, Intentionale Handlung, Berlin, 1980 (zitiert als:
Kindhäuser, Handlung), S. 74 ff.; ders., Gefährdung als Straftat, Frankfurt a.M., 1989
(zitiert als: Kindhäuser, Gefährdung), S. 50 ff., 137 ff.

2 Kindhäuser, Risikoerhöhung und Risikoverringerung, ZStW 120 (2008), 481 ff.
3 So aber von Wright, Explanation and Understanding, London, 1971 (zitiert als: von

Wright, Explanation), S. 64 ff., 67 f., 86 ff.
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